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Steuerpaket & Neuerungen 2009/2010
Für die Jahre 2009/2010 kam es zu wesentlichen Änderungen in der einkommens- und umsatzsteuer,
als auch weiteren zahlreichen steuergesetzlichen bestimmungen.

„Steueroase“ Österreich?

Neues Amtshilfe-Durchführungs -
gesetz schafft Rechtsgrundlage
für die Durchbrechung des öster-
reichischen Bankgeheimnisses.

Gut zu wissen!

Lukrative Neuerungen bei den
Kinderbetreuungskosten sowie
erhöhtes Risiko für Jungunterneh -
mer mit zu geringen Rücklagen.

Steuertipps zum Jahresende 

Das Jahr 2009 war aus steuerli-
cher Sicht wieder ein turbulentes
Jahr – wir nennen 10 Tipps zum
Jahreswechsel.

gewInnFreIbetrAg Ab 2010
Der bisher bestehende Freibetrag für
investierte Gewinne (FbiG 10% von ma-
ximal € 100.000) wird ab 2010 in den
neuen Gewinnfreibetrag (GFB) über-
geführt. Nunmehr steht er auch Unter-
nehmern zu, die den Gewinn durch Bi-
lanzierung ermitteln.

Bei natürlichen Personen kann ab der
Veranlagung 2010 bei der Gewinner -
mit t lung eines Betriebes ein Gewinn-
freibetrag (GFB) bis zu 13% des Ge -
winnes, insgesamt jedoch höchstens 
€ 100.000 geltend gemacht werden.
Der GFB steht allen betrieblichen Ein-
kunftsarten offen. Er unterteilt sich in
den Grund freibetrag und in den inve-
stitionsbedingten Freibetrag. 

Der Grundfreibetrag steht den Steuer-
pflichtigen bis zu einem Gewinn von 
€ 30.000 iHv € 3.900 ohne Investitions-
erfordernis zu. Auch Pauschalierte kön-
nen davon profitieren. 

Zusätzlich zum Grundfreibetrag kann
ein investitionsbedingter GFB von 13%,
höchstens € 96.100 in Anspruch genom-
men werden. Dafür müssen jedoch be-
stimmte abnutzbare körperliche Wirt-
schaftsgüter des Anlagever mögens mit
einer Nutzungsdauer von mindestens
vier Jahren oder Wertpapiere, die dem
Anlagevermögen vier Jahre gewidmet
sind, angeschafft werden. Auch Inve-
stitionen in Gebäude können nun gel-
tend gemacht werden. Weiterhin nicht
begünstigt sind zB PKWs, GWGs uä. 

VorzeItIge AbscHreIbungen Für
InVestItIonen 2009 unD 2010 
Wer noch im Jahr 2009 investiert, kann
bei Investitionen in abnutzbare körper -
liche Wirtschaftsgüter eine vorzeitige
AFA im Ausmaß von 30% der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten geltend
machen. Dies ist  nur bei längerfristigen,
dem Anlagevermögen dienenden Wirt-
schaftsgütern sinnvoll. In Höhe des
durch die vorzeitige Abschreibung er-
zielten Vorteils geht die Möglichkeit
der stillen Reserveübertragung im Ver-
kaufsfall verloren. NICHT umfasst wer-
den alle nicht abnutzbaren Anlagen,
unkörperliche Wirtschaftsgüter, Gebäud-
einvestitionen, PKWs, GWGs, gebrauchte
Wirtschaftsgüter und Wirtschaftsgüter,
bei denen mit >>> Fortsetzung Seite 3
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Editorial – Der „gläserne“ Unternehmer

Sehr verehrte Damen und Herren, 

geschätzte Klienten! 

Leere Versprechen. Finanzpolitiker aller Couleur
propagieren seit Jahren ein vereinfachtes Steuer -
system. Das Gegenteil ist der Fall. Eine Flut neuer
Vorschriften kommt durch regelmäßige Steu erre -
formen hinzu. 

Der bereits „gläserne“ Un terneh mer muss sich im -
mer weiteren zahlreichen Verfahren und Registrie -
rungen in allen behördlichen Bereichen un te r -
werfen. So kam es im Jahr 2009 zu einer zusätzlichen
Registrierung für Unternehmer, die Bauleistungen
erbringen, durch die Erfassung auf der HFU–Liste (HaftungsFreistellende Liste
für Un ternehmer). Auch die neu eingeführte EORI (Economic Opera tors Regi-
stration and Identification) Nummer gilt als Identifikation der Un ter nehmer
innerhalb der EU, erforderlich bei Informations- und Datenaus  tausch mit den
Zollbehörden. Die Registrierung ist Voraussetzung, damit Waren aus und in
das Drittland geliefert werden können. Die bereits bewährte UID Num mer war
hierbei offensichtlich nicht ausreichend, eine neue Nummer war erforderlich!

Der Unternehmer ist somit im Zeitalter von Internet – Facebook, Twitter & Co –
mit zahlreichen Nummern, Codes und Passwörtern konfrontiert, damit er
überhaupt optimal unternehmerisch tätig werden kann. 

Erst kürzlich mahnte der WKÖ-Präsident Dr. Leitl rasch weitere Maßnahmen
in Richtung Verwaltungsentlastung ein. „Die Kleinbetriebe sind von der
schwierigen konjunkturellen Situation nach wie vor stark betroffen. Sie
brauchen gerade jetzt nur jede erdenkliche Unterstützung.“ Nach alledem
steht eines bereits heute fest: Die Steuer- und Finanzpolitik wird einmal
mehr im Zentrum der politischen Diskussionen auch im Jahre 2010 stehen.

In dem zur Neige gehenden Jahr können noch wichtige steuerliche Entschei -
dungen getroffen werden. Auf diesem Pfad begleiten wir Sie mit Anregungen
und Tipps mit unserem – im Layout etwas geänderten – Klienten Journal.

Wir bedanken uns besonders für Ihr Vertrauen in unserer Zusammenarbeit
und wünschen Ihnen und Ihrer Familie ein frohes, gesegnetes Weihnachtsfest
und ein glückliches, erfolgreiches und vor allem gesundes neues Jahr.

Herzlichst Ihr

Dkfm. Dr. Karl Koller

SchiSchuleN 
im ViSier 
tiroler gebietskrankenkasse
for dert beiträge ein.

Zur Bindung der Gründungsmitglieder
und des Stammpersonals an die Schi-
schulen, entwickelte sich der Begriff des
Topf-Schilehrers, der als selbständiger
Erwerbstätiger galt. Aufgrund der zahl-
reichen gesetzlichen Änderungen ver-
einbarte man mit der Tiroler Gebiets-
krankenkasse im Jahr 1995 das Seefelder
Modell, die Basis für die Voraussetzung
der Beteiligung eines Schilehrers an
einer Schischule, sodass er weiterhin als
„Topf-Schilehrer“ nicht dem ASVG un-
terliegt. Stetig verdichteten sich die Ar-
gumente gegen die Selbständigkeit und
für ein Dienstnehmerverhältnis. Zudem
gelangten die Sozialversicherungsan-
stalten in Geldnot. 

Die Tiroler Gebietskrankenkasse entwick -
elte somit die Meinung, dass die tat-
sächlichen Verhältnisse eines klassischen
Schilehrers gegen die Selbständigkeit
sprechen und zog die Konsequenzen
daraus. Vorbehaltlich von Einzelfall-Be-
urteilungen werden ab 1.1.2010 sämtli-
che Topf-Schilehrer, die nicht Schischul-
leiter sind, als Dienstnehmer qualifiziert.
Somit kommen erhebliche zusätzliche
Kosten und Probleme (Organisation An-
und Abmeldung) auf die Schischulen zu. 

Bis auf Ausnahmen gilt nur der Schi-
schulleiter weiterhin in der Sozialversi-
cherung als selbständiger Erwerbstätiger.
Da sich der zusätzliche Kostenfaktor auf
die Nettoentlohnung des Schilehrers
auswirkt, fürchten die Schischulen Per-
sonalkosten und -mangel für die kom-
mende Saison. Die Qualität der Schi-
schulleistung soll jedenfalls nicht dar-
unter leiden!

eorI-nummer 

Jeder Wirtschaftsbeteiligte, der seinen Sitz oder Wohnsitz im Zollgebiet der
EU hat, und im Rahmen seiner Geschäftstätigkeit auch Tätigkeiten ausübt,
die dem Zollrecht unterliegen (zB Import – Export aus nicht EU Ländern) be-
nötigt spätestens ab 1.1.2010 eine EORI-Nummer. Zum Erhalt der Nummer
muss ein Antrag gestellt werden.

PersonengesellscHAFten og Kg 

Anstelle der bisher gebräuchlichen Formen von Personengesellschaften (OHG,
KG, OEG, KEG) wird es nur mehr die offene gesellschaft (og) sowie die Komman -
 ditgesellschaft (Kg) geben. Eine An passung des Firmenwortlauts von OEG,
KEG auf OG, KG hat bis 1.1.2010 zu erfolgen, bis Jahresende gebührenfrei!
Für eine bestehende OHG ist keine Anpassung des Firmenwortlauts erforderlich.
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der Anschaffung und Herstellung vor dem
1.1.2009 begonnen wurde. Erstreckt  sich
die Anschaffung – Herstellung auf mehrere
Wirtschaftsjahre, so kann die vorzeitige
AFA bereits anteilig vorgezogen werden. 

AuslAuFmoDell: 
HAlbsAtzbegünstIgung Für nIcHt
entnommene gewInne  
Nicht entnommene Gewinne können
2009 letztmalig begünstigt besteuert
werden. Allerdings können überhöhte
Entnahmen in den Folgejahren eine Nach -
versteu e rung auslösen. Um dies zu ver-
meiden, können Sie 2009 auf die be-
günstigte Be steuerung verzichten und
die bisher begünstigt besteuerten Ge-
winne pauschal mit 10% nach versteuern.
tIPP: Stehen in naher Zukunft hohe Ent-
nahmen oder eine Schenkung des Be-
triebes an, kann eine 10%ige Nachver-
steuerung sinnvoll sein. Bestehen hin -
gegen hohe Verbindlichkeiten oder sind
Investitionen geplant, die aus nicht ent-
nommenen Gewinnen finanziert werden
sollen, kann eine Weiterführung (also
keine Nachversteuerung) vorteilhaft sein.

erP-Kmu KreDIte 
Für all jene, die derzeit die genannten
Steuerbegünstigungen mangels Liqui-
dität nicht in Anspruch nehmen können,
bietet das aws (austrian wirtschaftsser-
vice; www.awsg.at ) eine willkommene
Stütze. Dort werden attraktive ERP-
Kleinkredite für Modernisierung- und
Erweiterungsinvestitionen vergeben oder
Haftungen für Mikrokredite an kleine
Un ternehmen übernommen.

erHÖHung Der bucHFüHrungs -
gren zen Von 400.000 AuF 700.000 –
rettung grunD unD boDen Vor
Der steuerPFlIcHt 
Nicht protokollierte gewerbliche EU und
Personengesellschaften sind seit Inkraft-
treten des Unternehmensgesetzbuches
(UGB) zum 1.1.2007 verpflichtet, eine
Bilanz aufzustellen, sofern sich die Um-
sätze in zwei aufeinander folgenden
Jahren auf über € 400.000 belaufen. Als
Übergangslösung wurde die so genannte
„Aufschuboption“ vorgesehen, die es
ermöglicht, bei bereits vorliegenden
Voraussetzungen eine Umstellung auf
die Bilanzierung bis Ende 2009 hinaus-
zuschieben. Diese Aufschuboption läuft
nun aus. Die mit der Umstellung auf
die Bilanzierung verbundene Steuer-
hängigkeit von Grund und Boden war
auf Grund der steuerlichen Konsequen-
zen ein brisantes Thema. Quasi in letzter
Minute wurde durch die Anhebung der
Umsatzschwelle für die Bilanzierungs-
pflicht ab 1.1.2010 von € 400.000 auf 

€ 700.000 ein Ausweg geschaffen (derzeit
nicht beschlossen). Dies bedeutet eine
wesentliche Entlastung für die KMU in
Österreich, insbesondere die zahlreichen
Gastronomiebetriebe in Tirol.

umsAtzsteuer: 
neuregelungen beIm leIstungs-
ort Von DIenstleIstungen Ab 2010 
Das EU-Mehrwertsteuerpaket hat be-
züglich des umsatzsteuerlichen Ortes bei
Dienstleistungen einen grundlegenden
Wechsel zum Empfängerortprinzip mit
sich gebracht. Die Regelung, welche ab
1.1.2010 neu gilt, betrifft die sonstigen
Leistungen.  Ziel war es, die Grundregel
zu vereinfachen. Zahlreiche Ausnahmen
bestehen jedoch weiterhin, bzw. neue
wurden geschaffen. Bisher galt – unter
Ausnahmen – der Grund  satz, dass an dem
Ort (Land) versteuert wird,  wo der leis -
tende Unternehmer sein Unternehmen
betreibt (Ursprungslandprinzip). 

Fortsetzung von seite 1: steuerpaket & neuerungen 2009/2010

Ab dem 1.1.2010 gilt die neue Grundre-
gel für Leistungen an Unternehmer, dass
am Ort (Land) des empfangenden Un-
ternehmens die Versteuerung zu erfol-
gen hat. Eine sonstige Leistung wird ab
diesem Zeitpunkt im Business to Business
Bereich (B2B) somit an dem Ort ausge-
führt, an dem der Leistungsempfänger
sein Unternehmen betreibt (sofern er
Unternehmer ist). Dieses Empfängerort-
prinzip gilt auch bei nicht unternehme-
risch tätigen juristischen Personen mit
einer UID-Nummer (zB bei einer Ge-
meinde mit UID-Nummer). Kurz gesagt
verrechnet der österreichische Unter-
nehmer, der seine Dienstleistung an aus-
ländische Unternehmer erbringt, keine
österreichische Umsatzsteuer mehr. Es
gilt Reverse Charge + UID Pflicht!

Sofern sonstige Leistungen an Nicht-
Unternehmer erbracht werden – also
im Business to Consumer Bereich (B2C) –
kommt es zu keiner Veränderung, dh
dass die Leistung auch weiterhin an
dem Ort erbracht wird, von dem aus
der leistende Unternehmer sein Unter-
nehmen betreibt. 

Aufgrund des Unterschiedes zwischen
Leistungen an Unternehmer und Private,
ist der Nachweis des Empfängers über
seine unternehmerische Tätigkeit ent-
scheidend (gültige UID-Nummer abcheck-
 en). Die Umsatzversteuerung erfolgt im
Land des empfangenden Unternehmers
mittels Reverse Charge. Im umgekehrten
Fall heißt dies aber auch, dass der öster-
reichische Unterneh mer, der eine Dienst-
leistung aus dem Ausland bezieht, der
österreichischen Umsatzsteuer unterworfen
ist (mit Vorsteuerabzug). Dem diskutier ten
PKW-Cross-Border-Leasing aus der BRD
wurde dadurch der Riegel vorgeschoben. 

AbgAbe zusAmmenFAssenDe 
melDung (zm) AucH Für DIenst-
leIstungen + VerKürzung Der FrIst
zur AbgAbe zm um zweI wocHen 
Ab 2010 ist eine ZM nicht nur wie bisher
von Unternehmen, die Waren von Öster-
reich in andere EU Länder liefern, son-

dern auch von Unternehmern, die
Dienstleistungen an Empfänger mit UID
in den EU Ländern erbringen (sofern
diese Leistungen dort nicht befreit sind),
zu erstellen. Voraussetzung ist, dass die
Steuerschuld gem. Reverse Charge auf
den Leistungsempfänger übergeht (An-
gabe UID beider Unternehmer). Des
Weiteren kommt es zu einer Verkürzung
der Frist zur Einreichung der ZM via Fi-
nanzOnline bis zum Ende des auf die
Lieferung folgenden Monats (bisher
war die ZM bis zum 15.  des darauffol-
genden Monats abzugeben). Bei ver-
späteter Einreichung droht ein Verspä-
tungszuschlag!

VorsteuererstAttung eu 
Ab 2010 wird die Erstattung von Vor-
steuern von Rechnungen aus den EU-
Ländern vereinfacht. Der Antrag kann
elektronisch, gesammelt für alle Mit-
gliedsstaaten bei der österreichischen
Finanz (Finanzonline) eingebracht wer-
den, die diese Anträge an die Mitglieds-
staaten weiterleitet. Eine Vereinfachung
und Beschleunigung des Verfahrens wird
mit der neuen Regelung erwartet.
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Termine Monatliche Abgaben 2010
                            umsatzsteuer                                                                                                                                                         stadtkasse /
                              werbeabgabe                                  zm                        l, Db, Dz                                gKK                      gemeinde

Jänner                         15. März                     26. Februar                     15. Februar                     15. Februar                     15. Februar

Februar                        15. April                         31. März                         15. März                         15. März                         15. März

märz                              17. Mai                          30. April                          15. April                          15. April                          15. April

April                              15. Juni                           31. Mai                           17. Mai                           17. Mai                           17. Mai

mai                                 15. Juli                           30. Juni                           15. Juni                           15. Juni                           15. Juni

Juni                          16. August                            30. Juli                            15. Juli                            15. Juli                            15. Juli

Juli                     15. September                      31. August                      16. August                      16. August                      16. August

August                   15. Oktober                30. September                15. September                15. September                15. September

september         15. November                    29. Oktober                    15. Oktober                    15. Oktober                    15. Oktober

oktober              15. Dezember                30. November                15. November                15. November                15. November

november                17. Jänner                 31. Dezember                 15. Dezember                 15. Dezember                 15. Dezember

Dezember               15. Februar                       31. Jänner                       17. Jänner                       17. Jänner                       17. Jänner

Quartalsweise Abgaben

einkommensteuervorauszahlung                15. Februar                           17. Mai                      16. August                15. November

Körperschaftsteuervorauszahlung              15. Februar                           17. Mai                      16. August                15. November

Kraftfahrzeugsteuer                                     15. Februar                           17. Mai                      16. August                15. November

sozialversicherungswerte: 

Geringfügigkeitsgrenze täglich                 € 28,13       Höchstbeitragsgrundlage täglich                                               € 137,-

Geringfügigkeitsgrenze monatlich          € 366,33       Höchstbeitragsgrundlage monatlich                                       € 4.110,-

Grenzwert für Dienstgeberabgabe          € 549,50       Höchstbeitragsgrundlage jährlich für Sonderzahlungen       € 8.220,-

Die grenzbeiträge zum Dienstnehmeranteil am Arbeitslosenversicherungsbeitrag bei geringem einkommen werden
ebenfalls jährlich angepasst. Demzufolge gelten für das Jahr 2010 folgende werte:

monatliche beitragsgrundlage                                                                          Versichertenanteil

bis € 1.155,-                                                                                                         0%

über € 1.155,- bis € 1.260,-                                                                                 1%

über € 1.260,- bis € 1.417,-                                                                                 2%

über € 1.417,-                                                                                                      3%

steuerfreie zuwendungen und Freibeträge: 

steuerfreie zuwendungen an 
mitarbeitern pro Jahr:                               

Betriebsveranstaltungen     € 365,-

Sachzuwendungen              € 186,-

Zukunftssicherung               € 300,-

Mitarbeiterbeteiligung    € 1.460,-

Amtliches Kilometergeld:

PKW, Kombi                                                                            0,42 €/km

Für jede mitbeförderte Person                                              0,05 €/km

Verzugszinsen im geschäftsverkehr (07-12/2009)               8,38%

Freibeträge für zulagen und zuschläge pro monat:

Für alle: Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge bzw. Überstundenzuschläge    € 360,-

Für alle Arbeitnehmer, deren Normalarbeitszeit überwiegend in der Zeit von 
19 Uhr bis 7 Uhr liegt, bekommen anstelle von € 360,-- den Freibetrag von         € 540,-

Zusätzlich zu den Freibeträgen sind Zuschläge für max. zehn Überstunden im Monat 
im Ausmaß von höchstens 50% des Grundlohns, insgesamt höchstens jedoch           € 86,-

Auf einen Blick – wichtige Daten der Lohnverrechnung für 2010
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„STeueroASe“ ÖSTerreich –
ende des Bankgeheimnisses für Ausländer!
mit dem neuen Amtshilfe-Durchführungsgesetz wurde die rechtsgrundlage für die Durchbre-
chung des österreichischen bankgeheimnisses geschaffen. somit hat man dem internationalen
Druck nachgegeben, da sich Österreich bereits auf der sogenannten „grauen liste“ der steu-
eroasen fand. schwerwiegende wirtschaftliche Folgen drohen ländern auf der „grauen liste“:
z. b. kündigte die eu ropäische Investitionsbank an, ab 31.03.2010 in diesen ländern keine Pro-
jekte mehr zu finanzieren.

bisher sah sich Österreich neben der
Schweiz und Luxemburg nur dann ver-
pflichtet, die Durchbrechung des Bank-
geheimnisses für Ausländer zuzulassen,
wenn im Ausland ein dem österreichi-
schen Recht gleichartiges Verfahren we-
gen vorsätzlicher Abgabenhinterziehung
eingeleitet wurde.

nunmehr wurde mit dem neuen Amts-
hilfe-Durchführungsgesetz eine zwei-
stufenlösung geschaffen, womit inlän-
dische und ausländische Kontoinhaber
unterschiedlich behandelt werden: 

n für Inländer bleibt das bankgeheimnis
unangetastet!

n bei Ausländern kommt es bei „vor-
aussichtlich erheblichen Informatio-
nen zu einer Durchbrechung des bank -
geheimnisses.

Zahlreiche Doppelbesteuerungsabkom-
men müssen geändert werden. Der aus-
ländische Staat soll nur dann die ge-
wünschten Informationen erhalten, wenn
es sich um „voraussichtlich erhebliche“
(forseeably relevant) handelt. Informa-
tionsersuchen nach dem Zufallsprinzip
(fishing expeditions) will man verhindern.

somIt stellt sIcH DIe FrAge: 
wAs sInD „VorAussIcHtlIcH 
erHeblIcHe“ InFormAtIonen? 
Darüber wird derzeit heftig verhandelt.
Deutschland fordert, dass bereits die
Bekanntgabe einer Kontonummer durch
den Mitgliedsstaat (aber keines Namens)
eine Durchbrechung des Bankgeheim-
nisses durch Österreich rechtfertigten
solle. 

Österreich, aber auch die Schweiz und
Luxemburg beharren auf dem Stand-
punkt, dass auch die Identität des mut-
maßlichen Steuersünders bekannt ge-
geben werden muss. Zum Leidwesen
aller, wird sich eine genauere Definition
der Begriffe erst aus der zukünftigen
Rechtsprechung ergeben.

wIe FunKtIonIert DIe neue 
InternAtIonAle AmtsHIlFe? 
Sobald ein Ersuchen um Amtshilfe in
Österreich einlangt, wird von der Be-
hörde (in der Regel das Finanzministe-
rium) geprüft, ob die Voraussetzungen
für eine Informationsweitergabe gege-
ben sind. Wenn ja, werden das betrof-
fene Kreditinstitut und der Steuerpflich-
tige informiert. Innerhalb von zwei Wo-
chen kann nun der Steuerpflichtige ei-
nen Bescheid über das Vorliegen der
Voraussetzungen verlangen und Be-
schwerde bei den Höchstgerichten ein-
bringen. Wird kein Bescheid verlangt,
so können die vom ausländischen Staat
gewünschten Informationen weiter ge-
geben werden. 

wAnn treten DIe neuen 
bestImmungen In KrAFt? 
Die Bestimmungen können erst mit Än-
derung der Doppelbesteuerungsabkom-
men in Kraft treten. In den meisten Fäl -
len wird das ab 2011 sein, mit den Nie-
derlanden und Kana-
da ist ein Informati-
onsaustausch bereits
ab 2010 vereinbart.
Eine rückwirkende
Anwendung ist grund-
sätzlich nicht vorge-
sehen. Falls der ersu-
chende Staat aber auf
Grund der mitge -
teilten Informationen
ein Strafverfahren ein -
leitet, können durch
richterliche Rechtshil-
fe auch vergangen-
heitsbezogene Daten
verlangt werden. 

wAs ÄnDert sIcH Für InlÄnDer? 
Das Bankgeheimnis für Inländer bleibt
im Wesentlichen unangetastet. Das
heißt, dass außer im Fall von Finanz-
strafverfahren wegen vorsätzlicher Fi-
nanzvergehen, gerichtlichen Strafver-
fahren oder gerichtlichen Pflegschafts-
und Verlassenschaftssachen ein Zugriff

der Behörden auf die Bankdaten nicht
möglich ist. Hat jemand allerdings steu-
erpflichten, wohnsitz oder betriebs-
stätte im Ausland, kann es ebenfalls zu
einer Durchbrechung des Bankgeheim-
nisses kommen. Darüber hinaus ist es
der österreichischen Behörde nicht ver-
wehrt, die im Verfahren der interna-
tionalen Amtshilfe erhaltenen Informa-
tion auch für inländische steuerliche
zwecke zu verwenden. 

Nicht vergessen werden darf in diesem
Zusammenhang, dass banken der EU
seit 2005 verpflichtet sind, Informationen
über zinsen an den jeweiligen wohn-
sitzstaat eines EU-Bürgers weiterzulei-
ten. Im wohnsitzstaat unterliegen diese
Zinsen der steuerpflicht (in Österreich
begünstigt mit 25%). 

Zusammenfassend wird ersichtlich, dass
die EU den automatischen Informati-
onsaustausch immer stärker anvisiert.
Beispielsweise können deutsche Behör-

den informative Auskünfte über Konten
in Deutschland anfordern. Aus diesem
Grunde ist Inländern mit bisher nicht
deklarierten ausländischen Vermögens-
werten zu empfehlen, eine offenlegung
im wege einer selbstanzeige zu be-
denken. Eine Absprache mit Ihrem Be-
rater sollte jedenfalls erfolgen.



negAtIVes eIgenKAPItAl 
unD FortbestAnDsPrognose

Eine Kapitalgesellschaft gilt als insolvent, sobald sie
buchmäßig überschuldet (negatives Eigenkapital) und
nicht mehr liquide ist (zahlungsunfähig). Sobald ein
negatives Eigenkapital verzeichnet ist, hat eine zwei-
stufige Prüfung zu zeigen, ob eine Überschuldung im
Sinne des Insolvenzrechtes vorliegt. Einerseits ist un-
verzüglich ein Vermögensstatus der Gesellschaft zu Ver-
kehrswerten, andererseits eine Fortbestandsprognose
(über ein bis drei Jahre) zu erstellen. Bei negativen Er-
gebnissen ist unverzüglich Insolvenz anzumelden.  

unVerzInslIcHe DArleHen unD 
teIlwertberIcHtIgung VerbunDener unterneHmen

Ein unverzinsliches Darlehen einer Muttergesellschaft
an ihre Tochter bedeutet, dass dies durch das Gesell-
schaftsverhältnis motiviert ist. Erfolgt zusätzlich eine
aufwandswirksame Abwertung des Darlehens (da es
unverzinst ist), ist in der steuerlichen Mehr-Weniger-
Rechnung diese wieder rückgängig zu machen. Es liegt
eine steuerneutrale Einlage vor.

gruPPenbesteuerung

Bei Kapitalgesellschaften können durch Bildung einer
Unternehmensgruppe Gewinne und Verluste der ein-
bezogenen Gesellschaften ausgeglichen und mitunter
erhebliche positive Steuereffekte realisiert werden. Vor-
aussetzung ist eine entsprechende finanzielle Verbindung
(Kapitalbeteiligung von mehr als 50% und Stimmen-
mehrheit) und Stellung eines Gruppenantrages.

Angemessenes entgelt beI VermIetung An 
eIne VerbunDene KÖrPerscHAFt (trÄgerKÖr-
PerscHAFt) 

Die Vermietung eines Gebäudes zu nicht fremdüblichen
Konditionen einer ausgegliederten Gesellschaft an ihre
verbundene Körperschaft (zB Gemeinde) kann zu einer
verdeckten Gewinnausschüttung führen. Sofern jedoch
weitere Zuschüsse, die der Köperschaftsteuer unterliegen
von der Gemeinde geleistet werden, können diese in
die Gesamtbetrachtung miteinbezogen werden, un-
abhängig von der umsatzsteuerlichen Behandlung.
Wenn somit Miete und Zuschüsse eine angemessene
Vergütung ergeben, ist keine verdeckte Gewinnaus-
schüttung geben.

  
    

> GmBh
> AG
> KÖrPer-

SchAfTeN



wussten sie 
schon ...&Q A

… was der begriff Internes Kontroll-system 
(IKs) bedeutet?

Der Begriff „Internes Kontroll-System“, IKS bedeutet,
dass ein Paket von abgestimmten Maßnahmen in die
Organisation eines Unternehmens integriert wird, um
fahrlässige und kriminelle Handlungen wie zB Fehler
und Betrug zu vermeiden. Insbesondere soll ein effi-
zientes IKS die betriebliche Leistungsfähigkeit steigern,
die Geschäftsführung bei ihrer Überwachungsaufgabe
unterstützen und die vorhandenen Vermögenswerte
sichern. Beispiele für IKS Maßnahmen sind das Vier Au-
genprinzip, ausreichende Versicherungen und Absiche-
rungen von Risiken sowie regelmäßige Kontrolle be-
stimmter Betriebsvorgänge.

… wie man controlling einfach und 
effektiv gestalten kann?

Einfache Kennzahlensysteme können für jeden Betrieb
individuell gestaltet werden. Als ein erfolgreiches In-
strument, das prägnante Aussagen trifft, erweist sich
die Balanced Scorecard (BSC). Diese soll dem Unternehmer
regelmäßig auf einen Blick die wesentlichen Informa-
tionen über den betrieblichen Erfolg für exakt definierte
Bereiche geben. Eine BSC kann beispielsweise Informa-
tionen über die Bereiche – Finanzen + Ergebnisse, Kun -
den + Absatz, Lieferanten + Beschaffung oder Lern-
und Entwicklungsperspektiven – wiederspiegeln.

…, dass Internetschwarzhandel strafbar ist?

Die österreichische Finanzbehörde setzt seit September
2009 eine Spezialsoftware ein, die das Internet vollau-
tomatisch nach österreichischen Händlerseiten (zB auf
eBay) und sonstigen „verdächtigen Inhalten“ durchsucht.
Solche Seiten werden unbemerkt unter Beobachtung
gestellt. Bei steuerlich relevanten Fällen wird vom Fi-
nanzamt eine Kontrollmitteilung zur konkreten Über-
prüfung gesendet.

… dass es auch andere Kapitalbeschaffungs-
möglichkeiten als Fremdkapital gibt?

n Privat equity, ist Eigenkapital, das außerhalb der Bör -
se und Banken zur Verfügung gestellt wird und aktiv
auf die strategische Geschäftsentwicklung Ein fluss
nehmen kann. Es ist keine auf Dauer angelegte Be-
teiligung. Die Desinvestition (Exit) ist nach 3-8 Jah ren
geplant. Bsp: GmbH Anteil mit entsprechender Einlage.

n business Angels sind meist ehemalige Unternehmer,
die Eigenkapital, Branchenerfahrung und Netzwerk
zur Verfügung stellen und aktives Engagement mit-
bringen. Bsp: ehem. Manager in Großunternehmen. 

n Venture capital (VC, Wagniskapital) ist voll am Un-
ternehmerrisiko partizipierendes Eigenkapital, das
insbesondere für innovative, junge Unternehmen
mit großem Wachstums- und Gewinnpotenzial zur
Verfügung gestellt wird. Die Beteiligung soll mittel-
bis langfristig gehalten werden. 
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Die Kinderbetreuung ist pädagogisch
qualifizierten Personen vorbehalten
(Mindestausbildungsdauer: 8 Stunden!).
Haushaltszugehörige Angehörige sind
davon ausgenommen. Auch die Kosten
für Kinderkrippen, Kindergärten, Tages-
heimstätten und uä gelten als absetzbar. 

Zum Nachweis der Aufwendungen ist
eine Rechnung vorzulegen die den Na-
men, die SV-Nummer des Kindes und
den Zeitraum der Kinderbetreuung, so-
wie Name und Anschrift der Kinderbe-
treuungseinrichtung enthält. 

weItere mÖglIcHe begünstIgungen
Für KInDer In Der steuererKlÄrung
n Kosten für auswärtige Schulausbil-

dung (Pauschale € 110 mtl)
n Mehrkinderzuschlag ab dem Dritten

Kind (€ 36,40 mtl)
n Erhöhung Sonderausgabenpauschale
n Außergewöhnliche Aufwendungen

(Zahnspange!)
n Unterhaltsabsetzbetrag für Alimente 

zuscHuss ArbeItgeber 
KInDerbetreuung
Für den Arbeitgeber besteht seit 2009
die Möglichkeit begünstigten Arbeit-

ABSeTZBAre 
KiNDerBeTreuuNGSKoSTeN  
erstmalig mit der steuererklärung 2009 können die Kinderbetreu-
ungskosten bis zu einem betrag von € 2.300 pro Kind und Jahr
als außergewöhnliche belastung steuerlich abgesetzt werden. be-
günstigt sind Kinder bis zum 10. lebensjahr.   

nehmerInnen einen steuerfreien Zuschuss
in Höhe von € 500 zu den Kinderbetreu -
ungskosten zu gewähren. 

KInDerbetreuungsgelD 
neu Ab 1.1.2010
Mit 2010 wurde eine neue Variante des
Kinderbetreuungsgeldes zusätzlich ein-
geführt. Bis zur Vollendung des ersten
Lebensjahres kann ein solches in Höhe
von 80% des letzten Nettoeinkommens
(min € 1.000 bzw. max € 2.000) bezogen
werden. 

Damit kann zwischen der oa einkommens -
abhängigen Variante oder einer pauscha -
len Variante (fixer Bezug – günstiger bei
geringem Einkommen) gewählt werden.
Bei Kinderbetreuung durch den zweiten
Elternteil ist ein Bezug bis zum 14. Le-
bensmonat möglich. Der Zuverdienst
durch die betreuende Person ist bis zur
Geringfügigkeitsgrenze gestattet. Für
Alleinerziehende mit Härtefällen kann
der Bezug verlängert oder eine Beihilfe
zum Kinderbetreuungsgeld ausbezahlt
werden. Die bisherigen Varianten, das
Kinderbetreuungsgeld im ver minderten
Ausmaß bis zu 2,5 Jahre in Anspruch zu
nehmen, bestehen weiterhin. 

Der lebensgeFÄHrte In 
Der sozIAlVersIcHerung
Der Lebensgefährte kann in der Kran-
kenversicherung mitversichert werden
wenn
n die Hausgemeinschaft seit mindestens

10 Monaten besteht
n der Lebensgefährte während dieser

Zeit den Haushalt unentgeltlich ge-
führt hat.

Im Fall einer Lebensgemeinschaft ohne
Kinder ist ein Zusatzbeitrag in Höhe
von 3,4% der Beitragsgrundlage des
Versicherten zu bezahlen.

Für den Bezug von Arbeitslosengeld ist
zu beachten, dass auch das Einkommen
des Lebensgefährten für den Anspruch
maßgeblich ist.

AKTUELLE NEUERUNGEN AUS DER LOHNVERRECHNUNG

FÖrDerung ePu
FÖRDERUNG LAND TIRoL – Gefördert
werden Lohn- und Lohnnebenkosten
für die erste Arbeitskraft, sofern sie
nicht bereits von anderer Seite gefördert
werden. Die Förderung wird als nicht
rückzahlbarer Mehrfachzuschuss für ein
Jahr gewährt und beträgt bei Anstellung
von Vollzeitbeschäftigten für Jugendliche
zwischen 18 und 24 Jahren € 400 mo -
nat lich sowie Personen über 24 Jahre 
€ 300 monatlich. Teilzeitkräfte ab 20
Arbeitsstunden jeweils die Hälfte.

FÖRDERUNG AMS   – Die Förderung be-
trägt 25% des Bruttoentgeltes und wird
für ein Jahr gewährt. Die geförderte Per -
son muss mindestens seit einem Monat
beim AMS vorgemerkt sein und darf das
30. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

DIe neue AltersteIlzeIt 
Für Vereinbarungen ab 01.09.2009 gel-
ten folgende Änderungen:
n Die Verpflichtung zur Anstellung einer

Ersatzkraft entfällt.
n Das Zugangsalter für 2009 und 2010

beträgt für Frauen 53 Jahre und für
Männer 58 Jahre. Ab 2011 wird das
Zugangsalter jährlich um ein halbes
Jahr angehoben.

n Anspruch haben auch Teilzeitbeschäf-
tigte Dienstnehmer die bis 40% unter
der Normalarbeitszeit liegen (bisher
nur bis 20%).

n Die Ersatzrate für den Dienstgeber
beträgt bei einer kontinuierlichen
Arbeitszeitreduzierung 90% und bei
einer Blockzeitvereinbarung 55% des
dem Dienstgeber entstehenden Auf-
wandes.

AutrAggeberHAFtung
Ziel der neue Haftungsbestimmungen
für Auftraggeber von Bauleistungen ist
es, die Hinterziehung von SV-Beiträge
ein zudämmen. Der Auftraggeber haftet
bis zum Höchstausmaß von 20 Prozent
des Rechnungsbetrages für alle
Beitragsschulden. 

Auftraggeber können
die Haftung abwen -
den, wenn das be -
auftragte Un ter -
nehmen auf der Haf-
tungsfreistellende Liste
für Un ternehmer (HFU-Liste)*
steht oder an das beauf trag te
Unternehmen nur 80% des Werk-
lohnes und die restlichen 20% an das
Dienstleistungszentrum (DLZ) überweist.

*) Abfrage unter www.sozialversicherung.at/agh
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Halbjahresabschreibung für In-
vestitionen – Eine Absetzung für
Abnutzung (AfA) kann erst ab

Inbetriebnahme des jeweiligen Wirt-
schaftsgutes geltend gemacht werden.
Erfolgt die Inbetriebnahme des neu an-
geschafften Wirtschaftsgutes noch kurz-
fristig bis zum 31.12.2009, steht eine
Halbjahres-AfA zu.

Vorzeitige Abschreibung (AfA) –
Diese Begünstigung für die Jahre
2009/2010 ermöglicht im Zeit-

punkt der Anschaffung für bestimmte
Wirtschaftsgüter eine vorzeitige Ab-
schreibung von 30%, auch wenn der Zu -
 gang erst im zweiten Halbjahr zu ver-
zeichnen ist.

geringwertige wirtschaftsgüter –
Wirtschaftsgüter mit Anschaf-
fungskosten bis € 400 (exkl. USt

bei Vorsteuerabzug) können sofort in
voller Höhe abgesetzt werden. Daher
diese noch bis Jahresende anschaffen,
wenn ein Kauf ohnehin geplant ist.

Verschieben von Ausgaben und
einnahmen – Einnahmen-Ausga-
ben-Rechner und Vermieter kön-

nen durch Zahlungen im alten Jahr Ge-
winnminderungen erreichen.

steuerbegünstigung für nicht
entnommene gewinne letztmalig
für 2009 – Die begünstigte Be-

steuerung nicht entnommener Gewinne
von bilanzierenden Einzelunternehmen
und Personengesellschaften bis zu einem
Höchstbetrag von € 100.000 pro Jahr und

Für das erste Jahr des Bestehens eines Jungunternehmers muss beim Finanzamt
nur auf Grund einer vorläufigen Ergebnisschätzung, die meist niedrig ist, die
Einkommensteuer voraus bezahlt werden. Ebenso ist die Sozialversicherung
nur mit dem Mindestbeitrag bemessen. 

Wird jedoch bereits im ersten Jahr ein hoher Gewinn erzielt, kommt es zu einer
entsprechenden nachträglichen Steuerbelastung und zudem zu einer Erhöhung
der laufenden Vorauszahlungen. Auch die Sozialversicherung und die Abteilung
Tourismus vom Land Tirol (Tourismusabgabe) werden Nachzahlungen fordern. 

Hat der Unternehmer nicht ausreichend für diese geballte nachträgliche Steu-
er-, Sozialversicherungs- und sonstige Abgabenlast vorgesorgt, drohen massive
Liquiditätsprobleme, die mit Krediten oder Stundungsansuchen bei der Finanz-
behörde überbrückt werden müssen. Natürlich kann diese Situation auch erst
in späteren Jahren eintreten. Jungunternehmer empfehlen wir daher frühzeitig
entsprechende Rücklagen zu bilden.

Jungunternehmer + Nachzahlungen

STeuerTiPPS Zum JAhreSeNDe 

Betrieb (bzw. Person) kann eine jährliche
Steuerersparnis von bis zu € 25.000 brin-
gen.

letztmalige möglichkeit der Ar-
beitnehmerveranlagung für das
Jahr 2004 – Mit Jahresende läuft

die Fünf-Jahres-Frist für die Antragstel-
lung der Arbeitnehmerveranlagung und
somit für die Geltendmachung von Wer-
bungskosten, Sonderausgaben und au-
ßergewöhnlichen Belastungen des Jahres
2004 aus.

montblanc-Füllfeder = betriebs-
ausgabe – Laut einer Entscheidung
des UFS stellen Schreibgeräte neu -

trale Gegenstände dar (Arbeitsmittel), auch
wenn sie etwas teurer sind. Eine eventuel -
le Privatnutzung ist zu vernachlässigen.

1
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steuerfreie geschenke an mit-
arbeiter – Geschenke sind bis zu
einem Betrag von € 186 pro Jahr

Steuer- und SV-frei, wenn es Sachzu-
wendungen oder Gutscheine sind, soweit
diese nicht in Bargeld eingelöst werden
können. Ebenfalls Steuer- und SV-frei sind
Betriebsausflüge und Weihnachtsfei ern
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bis zu einem Jahresbetrag von € 365 pro
Person und Jahr. Im Gegensatz dazu
wurden nicht anerkannt: Geschenke an-
lässlich runder Geburtstage, erfolgreich
abgelegter Prüfungen und Jubiläen.

Freibetrag für investierte gewinne
bei einnahmen-Ausgaben-rech -
nern (e-A-r) – Um bei der Ver-

anlagung 2009 in den Genuss des Frei-
betrages zu kommen, muss bis zum
31.12.2009 noch investiert werden. 

Ein Gewinnanteil von maximal 10% ist
dann steuerbefreit (Freibetrag), wenn

n der Gewinn einer natürlichen Person
zufließt, 

n der Gewinn mittels Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung ermittelt wird und 

n der Freibetrag in begünstigtes Anla-
gevermögen investiert wird. 

n Wichtig: begünstigt sind auch fest-
verzinsliche Wertpapiere, die für die
Pensionsrückstellung geeignet sind. 

negativsteuer beantragen – Auch
wenn Sie mangels eines positiven
Einkommens nicht steuererklä-

rungspflichtig sind, können Sie zu einer
Steuergutschrift kommen. 

Für AlleinerzieherInnen und Alleinver-
dienerInnen mit Kind gibt es diese Mög-
lichkeit der Steuergutschrift mit dem
Formular E5. Der Antrag ist bis zum Ab-
lauf von fünf Jahren möglich.

9
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Steuerberater

T (0)5356.6996

bm@koller-kitzbuehel.com

Steuerberater

Wirtschaftsprüfer

T (0)5356.6996

bh@koller-kitzbuehel.com

Unternehmensberater

Immobilienconsultant

T (0)5356.6996

ak@koller-kitzbuehel.com

Steuerberater

T (0)5356.6996

kk@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

T (0)5356.6996.12

bn@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

Lohnverrechnung

T (0)5356.6996.30

ha@koller-kitzbuehel.com

Sekretariat

Lohnverrechnung

T (0)5356.6996.11

ms@koller-kitzbuehel.com

Sekretariat

T (0)5356.6996.21

hd@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

Sekretariat

T (0)5356.6996.18

rc@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

T (0)5356.6996.33

hh@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

T (0)5356.6996.15

ga@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

T (0)5356.6996.13

gv@koller-kitzbuehel.com

Bilanzierung

Buchhaltung

Leiterin Lohnverrechnung

T (0)5356.6996.16

sm@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung 

Lohnverrechnung

T (0)5356.6996.39

ej@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

T (0)5356.6996.14

ka@koller-kitzbuehel.com

Buchhaltung

Honorarverrechnung

T (0)5356.6996.17

fk@koller-kitzbuehel.com

Büroleiter

Bilanzierung

T (0)5356.6996.27

sa@koller-kitzbuehel.com

Bilanzierung

Leiter Buchhaltung

T (0)5356.6996.35

fh@koller-kitzbuehel.com

Bilanzierung

T (0)5356.6996.36

js@koller-kitzbuehel.com

Unternehmensberater

T (0)5356.6996

ju@koller-kitzbuehel.com

Wir wünschen Ihnen ein schönes 
Weih nachts fest und für das nächste 
Jahr Gesund heit, Glück sowie viel Erfolg.

Einen guten Hirten 
erkennt man daran, 

dass er immer bei 
seinen Schafen bleibt.


